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Liebe Leserinnen und Leser,

die oftmals unterschiedlichen Ausschüttungswünsche der Gesellschafter von Kapital-
gesellschaften sind aufgrund der damit verbundenen Rechtsfolgen und Voraussetzun-
gen seit jeher ein Streitthema im Steuerrecht (z. B. bei disquotalen Gewinnausschüttun-
gen). Das Kernthema ist hierbei immer die Frage der Thesaurierung oder Ausschüt- 
tung. Die Gesellschafter haben aufgrund des Alters, der Risikoeinschätzung oder der 
Finanzierung oft unterschiedliche Vorstellungen. 

Für die in der Praxis immer häufiger anzutreffenden Fälle, in denen der eine Gesellschafter 
eine Ausschüttung fordert, der andere das Geld jedoch in der Firma belassen will, gibt 
es neuerdings Abhilfe: die sogenannte gespaltene Gewinnausschüttung. 

Eine gespaltene Gewinnverwendung liegt vor, wenn sich die Gesellschafter im Gesell-
schafterbeschluss dafür entscheiden, nur die Gewinnanteile bestimmter Gesellschafter 
auszuschütten, während die Gewinnanteile der übrigen Gesellschafter in gesellschaf-
terbezogene Gewinnrücklagen eingestellt werden.

Seit neuestem hat das Bundesministerium der Finanzen mit Schreiben vom 04.09.2024 
die seit 2021 bestehende BFH-Rechtsprechung übernommen und erkennt nun auch 
steuerlich an, wenn die Gesellschafter in einem zivilrechtlich wirksamen Beschluss 
entscheiden, dass der zum Beispiel auf einen Mehrheitsgesellschafter entfallende 
Gewinnanteil in eine gesellschafterbezogene Gewinnrücklage eingestellt wird, während 
die Gewinnanteile der Minderheitsgesellschafter ausgeschüttet werden. 

Die Besonderheit hierbei ist, dass die Einstellung in die gesellschafterbezogene Gewinn-
rücklage beim Mehrheitsgesellschafter nicht zu einem Zufluss einer Dividende führt.

Sprechen Sie uns an, wenn Sie bei der Gestaltung einer solchen Ausschüttung Unter-
stützung benötigen.
 

Mit freundlichen Grüßen

Johannes Quast
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
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  Termine April 2025	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.04.2025, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.04.20252	 14.04.2025	 10.04.2025

	 10.06.2025	 13.06.2025	 10.06.2025

	 10.06.2025	 13.06.2025	 10.06.2025

	 10.04.20254	 14.04.2025	 10.04.2025

	 15.05.20254	 19.05.2025	 15.05.2025

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 28.04.2025	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7



DORNBACH GMBH Seite  3

  Steuerlast deutscher Unter-   
  nehmen im internationalen  
  Vergleich zu hoch  

Steuern gehören zu den entscheidenden 
Standortfaktoren. Unternehmen, die in 
Deutschland aktiv sind und hierzulande 
Ausbildungs- und Arbeitsplätze schaffen, 
sehen sich im internationalen Wettbewerb 
zunehmend benachteiligt, weil ihre finan- 
ziellen und personellen Ressourcen durch 
Steuern und Bürokratie deutlich stärker 
beansprucht werden als anderswo. Wäh- 
rend die steuerlichen Rahmenbedingungen 
in Staaten wie den USA oder Österreich 
sukzessive verbessert wurden, besteht in 
Deutschland seit geraumer Zeit ein erheb- 
licher Reformbedarf.

Aus Sicht der Wirtschaft sollte deshalb die 
Steuerbelastung auf Gewinne von zurzeit 
circa 30 Prozent auf ein international wett- 
bewerbsfähiges Niveau von 25 Prozent 
sinken. Denn die Steuerbelastung der 
Unternehmen liegt im Durchschnitt der 
OECD-Länder bei 23,6 Prozent, in den 
EU-Staaten sind es sogar nur 21,1 Prozent.

Was muss geschehen?
Ein erster Schritt wäre die komplette 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
(Soli). Das derzeitige Soli-Aufkommen von 
rund 12 Milliarden Euro tragen über die 
Einkommen- und die Körperschaftsteuer 
überwiegend Unternehmen. Ein solcher 
Schritt würde die deutsche Wirtschaft daher 
erheblich entlasten und eine Gerechtig-
keitslücke schließen.

Darüber hinaus sollte der Körperschaft-
steuersatz schrittweise auf 10 Prozent 
verringert werden. Auch eine Anrechnung 
der Gewerbesteuer im Rahmen der Körper- 
schaftsteuer wäre ein positives Element. 
Bei der Einkommensteuer, der zentralen 
Steuer für die Erträge von Personengesell-
schaften, Einzelunternehmen und Selbst- 
ständigen, ist eine Anpassung des Tarifs 
angezeigt. Zusammen mit einer Senkung 
des Steuersatzes für einbehaltene 
Gewinne von derzeit 28,25 auf 25 Prozent 
würde dies Personengesellschaften 

erfolgt, wenn die Steuerbasis tatsächlich 
das Land verlässt und eine Situation droht, 
in der Deutschland dauerhaft Steuerein-
nahmen entgehen.

Zudem bestehen bei einer Reihe von zuletzt 
eingeführten steuerlichen Belastungen 
Überschneidungen, in deren Folge Unter- 
nehmensgewinne doppelt besteuert werden. 
Ein Beispiel für solche Überschneidungen 
sind die aus dem internationalen BEPS-
Prozess zur Verhinderung von Steuervermei-
dung („Base Erosion and Profit Shifting“) 
hervorgegangenen Anti-Missbrauchsvor-
schriften mit den zuletzt eingeführten 
Regeln zur Mindestbesteuerung.

Beim Bürokratieabbau nicht nachlassen 
und Ankündigungen konsequent umsetzen
Eine weitere Bürde: Das deutsche Steuer- 
recht beinhaltet vielfältige Mitteilungs-, 
Melde- und Dokumentationsanforderun-
gen für Unternehmen. Durch eine erhebli-
che Verringerung hätten Betriebe endlich 
wieder mehr Zeit und Ressourcen für das 
eigentliche operative Geschäft. Mit den auf 
EU-Recht basierenden Verpflichtungen, zum 
Beispiel den verschiedenen Richtlinien 
über die Verwaltungszusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten oder den erwähnten Anti- 
Missbrauchsvorschriften, sollte eigentlich 
in erster Linie ein harmonisierter europäi-
scher Rechtsrahmen geschaffen werden.

Ziel muss es sein, den Bedürfnissen der 
EU-Länder nach gegenseitiger Amtshilfe im 
Steuerbereich und nach einer sicheren 
Verwaltungszusammenarbeit zwischen 
ihren nationalen Steuerbehörden Rech-
nung zu tragen. Hierfür sollte die Bundes-
regierung in Brüssel aktiv werden und sich 
mit der neuen EU-Kommission dafür 
einsetzen, alle EU-Richtlinien zu evaluie-
ren und die bürokratischen Belastungen 
auf ein praxistaugliches Maß zu senken.

Auch die nationalen Steuererhebungsver-
fahren gilt es deutlich zu „entrümpeln“. 
Beste Beispiele sind die Anforderungen an 
elektronische Kassensysteme und die in 
den „Grundsätzen zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbewahrung von Büchern, 

erheblich entlasten. Eine konsequentere 
Anrechnung der Gewerbesteuer wäre ein 
weiteres wichtiges Element.

Letztere sollte mittelfristig durch ein alter- 
natives kommunales Steuersystem ersetzt 
werden, das auch eine mit Hebesatzrecht 
für die Gemeinden ausgestattete kommu-
nale Unternehmensteuer beinhaltet.

Mehr Liquidität durch schnellere Abschrei-
bungen und bessere Verlustverrechnung
Verbesserte steuerliche Abschreibungen 
wirken sich nach einer Studie des ifo-Insti- 
tuts besonders positiv auf Investitionen und 
Beschäftigung aus. Hier gibt es gleich meh-
rere Stellschrauben: Die degressive Ab- 
schreibung für Abnutzung (AfA), die Ende 
2025 ausläuft, sollte dauerhaft eingeführt 
und die Wertgrenze für Anschaffungen von 
sog. geringwertigen Wirtschaftsgütern von 
derzeit 800 deutlich auf mindestens 5.000 
Euro angehoben werden. Auf mittlere Sicht 
wäre es wichtig, die vom Bundesfinanzmi-
nisterium geführten AfA-Tabellen deutlich 
zu vereinfachen, besser noch durch ein- 
fachere Verfahren zu ersetzen.  
Und: Genauso konsequent, wie Gewinne 
besteuert werden sollten, sollte der Fiskus 
Verluste bei der steuerlichen Bemessungs-
grundlage berücksichtigen. Deshalb gilt es, 
bestehende Beschränkungen bei einem 
Vortrag oder Rücktrag von Verlusten voll- 
ständig zu beseitigen.

Investitionen im Ausland sichern  
Arbeitsplätze hierzulande
Für deutsche Unternehmen – Konzerne 
ebenso wie den breiten Mittelstand – ist 
es selbstverständlich, im Ausland aktiv zu 
sein und dort zu investieren. Das deutsche 
Steuerrecht behindert jedoch an vielen 
Stellen das Engagement auf ausländischen 
Märkten. Deshalb sollte insbesondere die 
deutsche Wegzugsbesteuerung reformiert 
werden. Ziel dieser Besteuerung ist es, 
den in Deutschland entstandenen Wert- 
zuwachs von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften (sog. stille Reserven) im Fall eines 
Wegzugs des Anteilseigners zu besteuern. 
Besser wäre es, wenn eine unmittelbare 
Besteuerung von stillen Reserven erst dann 
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Aufzeichnungen und Unterlagen in elek- 
tronischer Form“ (GoBD) geregelten Doku- 
mentations- und Aufbewahrungspflichten. 
Zudem bestehen zahlreiche Möglichkei-
ten, die Rechts- und Planungssicherheit für 
Unternehmen zu erhöhen: etwa durch 
mehr Tempo bei verbindlichen Auskünften 
der Finanzverwaltungen oder durch eine 
schnellere Durchführung von Betriebsprü-
fungen. Gerade der zunehmende Einsatz 
von IT-Technologien und Risikomanage-
mentsystemen müsste hier Vereinfachun-
gen für Finanzverwaltung ebenso wie für 
Unternehmen bringen.

Ein wettbewerbsfähiges Steuersystem ist 
eines der wichtigsten Elemente guter wirt- 
schaftlicher Rahmenbedingungen und 
damit Voraussetzung für zukünftiges Wachs-
tum. Das aber ist die sichere Basis für die 
Steuereinnahmen des Staates.

(Deutscher Industrie- und Handelskam-
mertag, Mitteilung vom 10.02.2025)

  Rückwirkende Anwendung der  
  mit dem Corona-Steuerhilfegesetz  
  eingeführten Steuerbefreiung für  
  ab 1. März 2020 gewährte Corona-  
  Sonderzahlungen  

Eine ersatzweise anstelle von Urlaubsgeld 
oder einer Bonuszahlung aus Gründen der 
Steueroptimierung steuerfrei erbrachte 
Corona-Sonderzahlung stellt laut Nieder-
sächsischem Finanzgericht jedenfalls dann 
keine zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährte Leistung dar, wenn 
zeitgleich mit der als Corona-Sonderzah-
lung deklarierten Auszahlung ein Anspruch 
auf Urlaubsgeld bzw. eine Bonuszahlung 
begründet worden ist (Az. 9 K 196/22).

Die Steuerbefreiung (§ 3 Nr. 11a EStG) setze 
u. a. voraus, dass der Arbeitgeber die Son- 
derzahlung auf Grund der Corona-Krise er- 
bringe. Aus den Gesamtumständen müsse 
erkennbar sein, dass die konkrete Leistung 
gewährt werde, um die beim Arbeitnehmer 
wegen der Corona-Pandemie entstande-
nen (Mehr-)Belastungen auszugleichen 
und abzumildern.

Hinweis
Die hier gegen den Nachforderungsbe-
scheid erhobene Klage ist unbegrün-
det. Die Steuerbefreiungsvorschrift des 
§ 3 Nr. 11a EStG sei zwar rückwirkend 
ab dem 01.03.2020 anwendbar, deren 
Voraussetzungen hätten jedoch im 
konkreten Fall nicht vorgelegen (hier: 
Ankündigung der Auszahlung von Ur- 
laubsgeld bzw. Bonus verbunden mit 
dem Hinweis der Deklarierung als 
„Corona-Sonderzahlung“ aus steuerli-
chen Gründen durch internen Aushang).

Die Revision wurde zur Fortbildung des 
Rechts zugelassen. Diese wurde auch 
eingelegt (BFH-Az. VI R 25/24).

Die gleiche Problematik ist bei der Ver- 
wendung der Inflationsausgleichsprämie 
zu erwarten.

  2025 werden mehr Rentner   
  steuerpflichtig  

Durch die in diesem Jahr zu erwartende 
Rentenerhöhung rutschen 2025 rund 
73.000 Senioren neu in die Steuerpflicht. 
Das geht aus aktuellen Schätzungen des 
Bundesfinanzministeriums hervor. Somit 
werden insgesamt gut 6,5 Millionen Senio- 
ren Steuern auf Rentenbezüge zahlen, was 
fast 63 Milliarden Euro Einnahmen bedeu- 
tet, 4,1 Milliarden mehr als im Vorjahr.

Hinweis
Der Bund der Steuerzahler (BdSt) bei- 
spielsweise fordert wirksame Entlas- 
tungen für Ältere:

• Verschiebung der Vollbesteuerung  
auf das Jahr 2065 und rückwirkend  
ab 2015 einen geringeren Anstieg der 
Besteuerung.

• Der prozentuale Rentenfreibetrag  
sollte auch für Rentenerhöhungen 
berücksichtigt werden. Das würde 
Ost- und West-Renten steuerlich 
angleichen. Derzeit ist die Besteue-
rung der Ost-Renten aufgrund der  
überproportionalen Rentenanglei-
chung der vergangenen Jahre höher  

als die der West-Renten. Damit käme  
es zu deutlich weniger Pflichtveran-
lagungen.

Keine Doppelbesteuerung der Renten.

  Doppelbesteuerung der Alters-  
  renten: Revisionsverfahren vor  
  dem Bundesfinanzhof  

Das Finanzgericht des Saarlandes ent- 
schied in einem Verfahren, dass bei Renten 
aus einer gesetzlichen und privaten Ren- 
tenversicherung keine verfassungswidrige 
Doppelbesteuerung gegeben ist (Az. 3 K 
1072/20). Hierzu ist die Revision beim 
Bundesfinanzhof (Az. X R 9/24) anhängig. 
Vom Bundesfinanzhof wird insbesondere 
zu klären sein, ob eine verfassungswidrige 
doppelte Besteuerung im Einzelfall vor- 
liegt, wenn der vor 2005 bezahlte Teil der 
Vorsorgeaufwendungen aus bereits ver- 
steuertem Einkommen den danach bezahl- 
ten Teil deutlich übersteigt und sich dieses 
Übergewicht nicht in dem Besteuerungsan-
teil (gem. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a 
Doppelbuchst. aa EStG) widerspiegelt.

Im Streitfall erhielt der Kläger seit 2018 eine 
gesetzliche Regelaltersrente sowie seit 
2019 eine Betriebsrente aus der Zusatz-
versorgungskasse Saarland. Das beklagte 
Finanzamt besteuerte die gesetzliche Rente 
mit einem steuerpflichtigen Ertragsanteil 
von 76 % und die private Zusatzrente mit 
18 %. Zwischen den Parteien war die Frage 
streitig, ob eine verfassungsrechtlich unzu-
lässige doppelte Besteuerung der Altersein-
künfte in den Jahren 2018 und 2019 vorlag. 
Schwerpunkt der Klage ist die aus Kläger- 
sicht verfassungswidrige Doppelbesteue-
rung der Rentenbeiträge in der Einzahlungs- 
und der Auszahlungsphase.

  Neuregelung der Unterhaltsauf-  
  wendungen: Ab 2025 ist  
  Barunterhalt steuerlich nicht  
  mehr abzugsfähig  

Ist ein Steuerpflichtiger gegenüber einer 
anderen Person dazu verpflichtet, Unter- 
halt zu zahlen, können diese Unterhalts-
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aufwendungen in der Einkommensteuerer-
klärung geltend gemacht werden. 

Ab 01.01.2025 hat der Gesetzgeber mit 
dem Jahressteuergesetz 2024 die Regelun-
gen zum Abzug von Unterhaltsaufwendun-
gen geändert (§ 33a Abs. 1 Satz 11 EStG): 
Barzahlungen werden nicht mehr steuerlich 
berücksichtigt. Zusätzlich zu den bereits 
bekannten Voraussetzungen sind Geldzu-
wendungen an eine gesetzlich unterhalts-
berechtigte Person nur noch dann abzieh-
bar, wenn sie durch Zahlung auf das Konto 
der unterhaltenen Person erfolgen (Bank- 
überweisung). Die Rechtsänderung betrifft 
ausschließlich Geldzuwendungen.

Für Natural- und Sachleistungen sowie 
außergewöhnliche Härtefälle gelten weiter- 
hin gesonderte Regelungen. In besonde-
ren Härtefällen (Vorliegen besonderer 
Verhältnisse) könnten Ausnahmen gewährt 
werden, wenn außergewöhnliche Umstän-
de, wie eine Kriegssituation im Wohnsitz-
staat, eine Banküberweisung unmöglich 
machen. Das Finanzamt entscheidet hier 
nach allgemeinen Billigkeitsgrundsätzen.

  Mitgliedsbeiträge für Fitness-  
  studio sind keine außergewöhn-  
  lichen Belastungen  

Der Klägerin wurde ein Funktionstraining 
in Form von Wassergymnastik ärztlich ver- 
ordnet. Derartige Trainings werden von 
verschiedenen Anbietern, die entspre-
chend qualifiziertes Personal beschäftigen, 
angeboten. Sie entschied sich für das 
Training bei einem Reha-Verein, der die 
Kurse in einem für sie verkehrsgünstig 
gelegenen Fitnessstudio abhielt. Voraus-
setzung für die Kursteilnahme war neben 
dem Kostenbeitrag für das Funktionstrai-
ning und der Mitgliedschaft im Reha-Verein 
auch die Mitgliedschaft in dem Fitnessstu-
dio. Die Fitnessstudio-Mitgliedschaft 
berechtigte die Klägerin allerdings auch 
zur Nutzung des Schwimmbads und der 
Sauna sowie zur Teilnahme an anderen 
Kursen. Die Krankenkasse erstattete nur 
die Kursgebühren für das Funktionstrai-
ning. Als Krankheitskosten und damit als 

außergewöhnliche Belastungen berück-
sichtigte das beklagte Finanzamt nur die 
Mitgliedsbeiträge für den Reha-Verein. 

Die Richter des Bundesfinanzhofs bestätig-
ten diese Auffassung (Az. VI R 1/23). Mit- 
gliedsbeiträge für ein Fitnessstudio zählen 
nicht zu den als außergewöhnliche Belas- 
tungen anzuerkennenden zwangsläufig 
entstandenen Krankheitskosten. Die Mit- 
gliedsbeiträge seien der Klägerin nicht 
deshalb zwangsläufig erwachsen, weil sie 
dem Fitnessstudio als Mitglied beitreten 
musste, um an dem ärztlich verordneten 
Funktionstraining teilnehmen zu können. 
Die Entscheidung, das Funktionstraining in 
dem Fitnessstudio zu absolvieren, sei in 
erster Linie Folge eines frei gewählten 
Konsumverhaltens, welches eine steuerer-
hebliche Zwangsläufigkeit nicht begründen 
kann. Zudem stehe dem Abzug der Mit- 
gliedsbeiträge der Umstand entgegen, 
dass die Klägerin hierdurch die Möglich-
keit erhielt, auch weitere Leistungsange-
bote – außerhalb des medizinisch indi- 
zierten Funktionstrainings – zu nutzen. 
Dies gelte auch dann, wenn die Klägerin 
hiervon – wie von ihr angegeben – keinen 
Gebrauch gemacht hat.

  Haushaltsnahe Dienstleistung:  
  Steuerermäßigung auch für Pfle-   
  ge- und Betreuungsleistungen nur   
  mit Rechnung und Überweisung  

Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Pflege- und Betreuungsleistungen (gem.  
§ 35a EStG) gibt es ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2025 nur mit Rechnung und 
Überweisung auf das Konto des Leistungser-
bringers. Die Voraussetzungen für Steuer- 
ermäßigungen für haushaltsnahe Dienstleis-
tungen und Handwerkerleistungen sind der 
Erhalt einer Rechnung sowie die Zahlung auf 
das Konto des Leistungserbringers. Doch 
gelten diese Anforderungen auch für die 
Pflege- und Betreuungsleistungen?

Der Bundesfinanzhof hatte dies mit Urteil 
vom 12.04.2022 (Az. VI R 2/20) verneint. 
Nach Auffassung der Richter ging dies aus 
dem bisherigen Gesetzeswortlaut im Hin- 

blick auf Pflege- und Betreuungsleistungen 
nicht eindeutig hervor. Nun hat der Gesetz- 
geber das Gesetz geändert: § 35a EStG hat 
durch das Jahressteuergesetz 2024 mit 
Wirkung ab 2025 eine Rechtsänderung 
erfahren. D. h., Voraussetzung für alle 
Steuerermäßigungen ist, dass der Steuer- 
pflichtige für die Aufwendungen eine Rech-
nung erhalten hat und die Zahlung auf das 
Konto des Erbringers der Leistung erfolgt ist.

  Steuerfreiheit von  
  Sanierungsgewinnen  

Die Klägerin, eine GmbH & Co. KG, erhielt 
im Jahr 2012 einen Schuldenerlass durch 
die B. Bank AG. In der Bilanz 2012 der Klä- 
gerin wurde ein außerordentlicher Ertrag 
ausgewiesen. Sie beantragte die steuerliche 
Freistellung dieses Ertrags als Sanierungs-
gewinn (gem. § 3a EStG). Das beklagte 
Finanzamt lehnte dies ab, da es an einer 
Sanierungsabsicht der Gläubigerin und der 
Fortführung des Unternehmens zweifelte.

Das Finanzgericht Münster stellte fest, 
dass die Klägerin zum Zeitpunkt des Schul- 
denerlasses sanierungsbedürftig war und 
entschied, dass ein außerordentlicher 
Ertrag aus einem Schuldenerlass bei der 
GmbH & Co. KG als steuerfreier Sanierungs-
ertrag anzuerkennen ist (Az. 15 K 2520/19 
F). Die Bilanz zum 31.12.2011 wies erheb- 
liche Überschuldung und Zahlungsunfähig-
keit aus. Der Schuldenerlass durch die 
Bank trug zur nachhaltigen Sanierung des 
Unternehmens bei, denn die wirtschaftliche 
Schieflage wurde durch den Wegfall der 
Verbindlichkeiten beseitigt. Die Klägerin 
konnte in den Folgejahren Gewinne erzielen 
und ihre Tätigkeit, inklusive geplanter Bau- 
projekte, fortsetzen. Des Weiteren habe 
die den Schuldenerlass aussprechende B. 
Bank AG mit Sanierungsabsicht gehandelt.

Hinweis
Entscheidend sei nach Auffassung der 
Richter nicht nur die objektive Verbes- 
serung der finanziellen Lage, sondern 
auch die nachgewiesene Sanierungs-
absicht des Gläubigers und die fortge- 
setzte unternehmerische Tätigkeit.
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  Bei unterjähriger Lohnsteuer-  
  Ermäßigung besteht am Jahres-  
  ende oft Steuererklärungspflicht  

Arbeitnehmer, die z. B. einen weiten Arbeits-
weg haben oder im Voraus um hohe außer- 
gewöhnliche Belastungen wissen, etwa 
durch eine Krankheit bzw. teure Medika-
mente, können diese steuerlich relevanten 
Aufwendungen auf Antrag schon unter 
dem Jahr vom Finanzamt berücksichtigen 
lassen – durch sog. Lohnsteuerabzugs-
merkmale. Wer die Lohnsteuer-Ermäßigung 
in Anspruch nimmt und damit Monat für 
Monat mehr Netto vom Brutto ausgezahlt 
bekommt, ist jedoch grundsätzlich ver- 
pflichtet, am Jahresende eine Steuererklä-
rung abzugeben und damit unter Beweis 
zu stellen, dass die Lohnsteuerabzugs-
merkmale gerechtfertigt waren.

Von dieser Abgabepflicht sind Beschäftig-
te in bestimmten Fällen befreit, wenn der 
im Kalenderjahr insgesamt erzielte Arbeits-
lohn bei einer Einzelveranlagung nicht 
höher ist als die Summe aus dem Grund-
freibetrag (2025: 12.096 Euro), dem Arbeit- 
nehmer-Pauschbetrag (2025: 1.230 Euro) 
und dem Sonderausgaben-Pauschbetrag 
(2025: 36 Euro). Bei gemeinsam veranlag-
ten Ehepaaren verdoppelt sich die Grenze 
entsprechend.

Ebenfalls keine Pflicht, trotz bewilligter 
Lohnsteuer-Ermäßigung eine Einkommen-
steuererklärung abzugeben, besteht, wenn 
lediglich der Pauschbetrag für Menschen 
mit Behinderungen oder der Pauschbetrag 
für Hinterbliebene geändert wurde. Gleiches 
gilt, wenn der Entlastungsbetrag für Allein- 
erziehende eingetragen wurde oder die Zahl 
der Kinderfreibeträge geändert worden ist.

  Wichtige Änderungen im Umsatz-   
  steuergesetz durch das Vierte   
  Bürokratieentlastungsgesetz  

Der Schwellenwert (in § 18 Abs. 2, 2a 
UStG) für die Verpflichtung zur Abgabe 
einer monatlichen Umsatzsteuer-Voran-
meldung ist zur Entlastung von Unterneh-
men angehoben worden. Er betrug bislang 

7.500 Euro der Umsatzsteuerzahllast des 
vorangegangenen Kalenderjahres (sog. 
Vorjahresumsatzsteuer). Ab 01.01.2025 gilt 
ein Schwellenwert von 9.000 Euro. Damit 
soll die Anzahl der abzugebenden Umsatz- 
steuer-Voranmeldungen reduziert werden. 
Wird der Schwellenwert nicht überschrit-
ten, muss die Umsatzsteuer-Voranmeldung 
statt der monatlichen Voranmeldung nur 
noch vierteljährlich abgegeben werden.

Ebenfalls angehoben wurde die Bagatell-
grenze bei der Differenzbesteuerung (§ 25a 
Abs. 4 UStG). Die Anhebung der Bagatell-
grenze bei der Differenzbesteuerung von 
500 Euro auf 750 Euro (§ 25a Abs. 4 UStG) 
ab 01.01.2025 soll Entlastungen bei der 
Ermittlung der umsatzsteuerrechtlichen 
Bemessungsgrundlage bringen. Demnach 
kann ein Wiederverkäufer vereinfacht die 
Bemessungsgrundlage nach der Gesamtdif-
ferenz aus allen innerhalb eines Besteue-
rungszeitraumes getätigten Einkäufen und 
Verkäufen bilden, sofern der Einkaufspreis 
die Bagatellgrenze nicht übersteigt.

  Wichtige umsatzsteuerliche  
  Änderungen durch das Wachs-  
  tumschancengesetz  

Durch das Wachstumschancengesetz 
wurde der Schwellenwert zur Befreiung von 
der Abgabe von vierteljährlichen Umsatz-
steuer-Voranmeldungen angehoben – von 
1.000 Euro auf 2.000 Euro. Unternehmer, 
deren Umsatzsteuerzahllast im Jahr 2024 
nicht mehr als 2.000 Euro betrug, können 
ab 01.01.2025 von der Verpflichtung zur 
Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldun-
gen befreit werden und brauchen dann nur 
noch eine Umsatzsteuer-Jahreserklärung 
abgeben.

  Gehaltsabrechnungen ausschließ-  
  lich als elektronisches Dokument  
  erlaubt  

Wann darf eine Lohnabrechnung aus-
schließlich digital verschickt werden? Das 
Bundesarbeitsgericht entschied, dass der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer bei 
Zahlung des Arbeitsentgelts eine Abrech-

nung in Textform zu erteilen hat und diese 
Verpflichtung auch dadurch erfüllen kann, 
wenn er die Abrechnung als elektronisches 
Dokument zum Abruf in ein passwortge-
schütztes digitales Mitarbeiterpostfach 
einstellt (Az. 9 AZR 48/24).

Ein Lebensmittel-Discounter hatte die Ge- 
haltsabrechnungen der klagenden Verkäu- 
ferin in einem digitalen Mitarbeiterpostfach 
zur Verfügung gestellt, in welchem die 
Daten passwortgeschützt online abrufbar 
waren. Auf Grundlage einer Konzernbe-
triebsvereinbarung war das ab März 2022 
die einzige Möglichkeit, auf die Abrech-
nungen zuzugreifen. Dagegen klagte eine 
Verkäuferin. Sie verlangte, ihre Abrechnun-
gen weiterhin in Papierform übersendet zu 
bekommen. Dies sah das Bundesarbeits-
gericht anders. 

  Ist eine Leasingsonderzahlung  
  sofort abzugsfähig?  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit der 
Entscheidung vom 21.11.2024 (VI R 9/22) 
die Grundsätze für die Behandlung einer 
Leasingsonderzahlung bei der Ermittlung 
der tatsächlichen Fahrtkosten weiter 
konkretisiert und dabei seine bisherige 
Rechtsprechung geändert.

Sachverhalt im Besprechungsfall
K leaste im Zusammenhang mit einer neuen 
Anstellung einen Pkw und leistete dazu u. a. 
eine Leasingsonderzahlung, zahlte zudem 
die Fahrzeugzubehörkosten, Zusatzleistun-
gen sowie einen Satz Reifen. Bei der Ermitt-
lung der tatsächlichen Fahrtkosten je Kilo- 
meter berücksichtigte K die Sonderzahlung 
und die weiteren einmaligen Kosten im 
Jahr der Verausgabung und ermittelte 
damit einen Kilometersatz von 0,93 €/km.

Für das Folgejahr entstand mit dem Finanz- 
amt Streit darüber, ob der identische Kilo- 
metersatz erneut geltend gemacht werden 
könne. Das Finanzgericht (FG) gab der Klage 
des K statt. Der BFH hob jedoch die Ent- 
scheidung des FG auf und verwies sie an das 
FG zur anderweitigen Entscheidung zurück.
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Begründung im Besprechungsfall
Bei der Ermittlung der tatsächlichen Wege- 
kosten anhand von individuellen Kilome-
tersätzen sind die gesamten Fahrzeugkos-
ten zu berücksichtigen. Dazu gehören die 
Kosten, die unmittelbar dem Halten und 
dem Betrieb des Kfz dienen und bei des- 
sen Nutzung typischerweise entstehen, 
insbesondere die Kosten für Betriebsstof-
fe, Wartung und Reparaturen sowie die 
regelmäßig wiederkehrenden festen Kosten, 
etwa für die Haftpflichtversicherung, die 
Kfz-Steuer, Absetzung für Abnutzung (AfA) 
oder Leasing- und Leasingsonderzahlun-
gen und Garagenmiete.

Nach der bisherigen Rechtsprechung des 
BFH gehörte eine bei Leasingbeginn zu er- 
bringende anteilige Sonderzahlung grund-
sätzlich zu den sofort abziehbaren Wer- 
bungskosten. Allerdings sind die Gesamt-
kosten periodengerecht den jeweiligen Nut-
zungszeiträumen zuzuordnen. Eine Leasing-
sonderzahlung finanziert maßgeblich auch 
die Nutzung des Fahrzeugs in den Folgejah-
ren, ist also wegen des wirtschaftlichen 
Zusammenhangs zu allen Fahrten während 
des gesamten Leasingzeitraums für jedes 
Jahr unabhängig vom Abflusszeitpunkt linear 
auf den Vertragszeitraum zu verteilen.

Diese – teilweise neuen – Grundsätze sind 
auch auf andere (Voraus-)Zahlungen anzu- 
wenden, die sich wirtschaftlich auf die Dauer 
des Leasingvertrags erstrecken. Da zu den 
jährlichen Gesamtaufwendungen für das 
Fahrzeug neben sämtlichen fixen Kosten 
zudem die AfA zählt, sind beispielsweise 
auch Aufwendungen für einen weiteren Satz 
Reifen nicht sofort im Jahr der Zahlung als 
Fahrzeugkosten zu berücksichtigen, sondern 
in Höhe der AfA in die jährlichen Gesamtauf-
wendungen für die sonstigen beruflichen 
Fahrten des jeweiligen Veranlagungszeit-
raums einzubeziehen. Da das FG von ande- 
ren Grundsätzen ausgegangen war, aber 
nicht alle erforderlichen Feststellungen ge- 
troffen hatte, verwies der BFH den Rechts- 
streit zur anderweitigen Entscheidung zurück.

Praxishinweis
Der BFH hat die Grundsätze für die Er- 

mittlung der tatsächlichen Kosten für 
sonstige berufliche Fahrten nun wie folgt 
neu gefasst: Zur Ermittlung der tatsäch- 
lichen Kosten sind (Voraus-)Zahlungen 
auf einzelne Kosten, die sich wirtschaft-
lich auf die Dauer des Leasingvertrags 
erstrecken, periodengerecht auf die ein-
zelnen Veranlagungszeiträume während 
der Laufzeit des Leasingvertrags zu ver- 
teilen. Dies betrifft neben der Leasing-
sonderzahlung auch die Anschaffungs-
kosten für angeschafftes Zubehör wie 
einen Satz Reifen.

  Unterschrift reicht nicht –   
  ohne Arbeit kein Geld  

Das Landessozialgericht Niedersachsen- 
Bremen (LSG) hat entschieden, dass ein Be- 
schäftigungsverhältnis erst ab dem Beginn 
der Entgeltfortzahlung und nicht schon mit 
Abschluss des Arbeitsvertrags begründet 
wird.

Geklagt hatte ein 36-jähriger Arbeitsloser 
aus dem Landkreis Cuxhaven, dessen An- 
spruch auf Arbeitslosengeld Ende Oktober 
2023 auslief. Anfang Oktober unterschrieb 
der Mann einen Arbeitsvertrag als Lagerist 
bei einem Reinigungsunternehmen zu 
einem Monatslohn von 3.000 Euro brutto. 
Er trat die Arbeit jedoch nie an, da er sich 
zu Beginn des Arbeitsverhältnisses krank- 
meldete. Zwei Wochen später kündigte die 
Firma innerhalb der Probezeit.

Die Krankenkasse des Mannes lehnte 
daraufhin die Zahlung von Krankengeld mit 
der Begründung ab, es habe kein sozial-
versicherungspflichtiges Beschäftigungs-
verhältnis bestanden, da er kein Einkom-
men erzielt habe.

Der Mann verklagte das Unternehmen und 
verlangte die Anmeldung zur Sozialversiche-
rung ab dem Beginn des Arbeitsvertrags. 
Er vertrat dazu die Auffassung, dass bereits 
durch einen rechtsgültigen Vertrag, der 
eine Entgeltzahlung vorsehe, ein Beschäf-
tigungsverhältnis zustande komme. Dies 
müsse auch gelten, wenn ihm der Arbeits- 
antritt krankheitsbedingt nicht möglich sei. 

Andernfalls würde er aufgrund seiner Ar- 
beitsunfähigkeit leer ausgehen.

Das LSG vermochte sich der Rechtsauffas-
sung des Klägers nicht anzuschließen. Der 
Arbeitgeber müsse ihn nicht zur Sozialver-
sicherung anmelden, da ein versicherungs- 
pflichtiges Beschäftigungsverhältnis nicht 
schon mit dem Beginn des Arbeitsvertrags 
entstanden sei. Erforderlich sei vielmehr, 
dass der Arbeitnehmer einen Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall habe. 
Dieser Anspruch entstehe jedoch bei 
neuen Arbeitsverhältnissen generell erst 
nach einer vierwöchigen Wartezeit. Diese 
gesetzliche Regelung solle verhindern, 
dass Arbeitgeber die Kosten der Lohnfort-
zahlung für Arbeitnehmer tragen müssen, 
die direkt nach der Einstellung erkrankten. 
Der Gesetzgeber habe eine solche Konse- 
quenz als unbillig angesehen. Unabhängig 
davon müsse der Mann sich erst an seine 
Krankenkasse wenden, bevor er seinen 
Arbeitgeber verklage (Landessozialgericht 
Niedersachsen-Bremen, L-16-KR-61/24, 
Pressemitteilung vom 10.02.2025).
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Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg- 
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.
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 wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg · Mainz ·  
München · Pirna · Saarbrücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Dienstag, 15. April 2025, 10.00 – 12.30 Uhr – GEMEINNÜTZIGKEIT 

Referent: Dipl.-Kaufmann (FH) René Feldgen, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
in Köln.
Im Rahmen des Seminars werden allgemeine Grundlagen des Gemeinnützigkeitsrechts vermittelt. Dabei wird ein besonderes Augen-
merk auf die aktuelle höchstrichterliche Rechtsprechung sowie Verwaltungsverlautbarungen gelegt. Hierauf aufbauend werden pra-
xisrelevante Steuerfallstricke rund um die Bereiche Zweckbetrieb/wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb im Hinblick auf die Ertrag- wie 
auch die Umsatzsteuer beleuchtet. Die Agenda wird an die weiteren Rechtsentwicklungen angepasst.

Dienstag, 06. Mai 2025, 14.00 – 16.30 Uhr – MODERNISIERUNG DER BETRIEBSPRÜFUNG 

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführer bei DORNBACH in Bonn. 
Die Agenda wird an die weiteren Rechtsentwicklungen angepasst. Bleiben Sie gespannt – weitere Details folgen in Kürze!

Dienstag, 20. Mai 2025, 10.00 – 12.30 Uhr – STEUERN UND SPORT 

Referent: Dipl.-Kaufmann (FH) René Feldgen, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 
in Köln.
Im Rahmen des Seminars werden die Grundzüge der Besteuerung (Einkommensteuer, Gewerbesteuer, Umsatzsteuer) von Profi-
sportler*innen vermittelt. Praxisrelevante Fragen rund um Sponsoring, Preis- und Antrittsgelder, Reisekostenerstattungen, Wohn-
sitzverlagerung sowie Einnahmen von der Stiftung Deutsche Sporthilfe werden, z.T. auch aus Sicht des internationalen Steuer-
rechts, beantwortet.

Donnerstag, 05. Juni 2025, 14.00 – 16.30 Uhr – AKTUELLE BRENNPUNKTE BEI DER UMSATZSTEUER 2025

Referent: Jürgen Serafini, Dipl. Finanzwirt und USt-Teamleiter bei der Konzernbetriebsprüfung Bonn oder Thomas Meurer, Dipl. 
Finanzwirt, Sachgebietsleiter und USt- wie Betriebsprüfungsexperte im Finanzamt Aachen. Die Agenda wird an die weiteren 
Rechtsentwicklungen angepasst. Bleiben Sie gespannt – weitere Details folgen in Kürze!

Dienstag, 24 Juni 2025, 14.00 – 16.30 Uhr – SELBSTANZEIGE UND KORREKTUR 

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführer bei DORNBACH in Bonn. 
Die Agenda wird an die weiteren Rechtsentwicklungen angepasst. Bleiben Sie gespannt – weitere Details folgen in Kürze!

Die detaillierte Inhaltsübersicht der einzelnen Online-Seminare finden Sie auf unserer Homepage.

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 


